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Nr. 7:  

Bekanntmachung des Landratsamtes Nordhausen: Allgemeinverfügung zur Bekämpfung der 
Geflügelpest - Festlegung von Schutzmaßregeln gemäß Geflügelpest-Verordnung 

 
Öffentliche Bekanntmachung 
 
gemäß § 41 Abs. 3 und 4 Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetz (ThürVwVfG) 
(auf § 41 Abs. 4 Satz 1 und 2 ThürVwVfG wird hingewiesen) 
 
Vollzug der Verordnung (EU) 2016/429 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2016 
zu Tierseuchen und zur Änderung und Aufhebung einiger Rechtsakte im Bereich der Tiergesundheit 
(„Tiergesundheitsrechtsakt“) 
 
Festlegung von Schutzmaßregeln zur Bekämpfung der Geflügelpest durch Allgemeinverfügung 
 
Der Fachbereich Veterinärwesen des Landratsamtes Nordhausen erlässt folgende  
 

Allgemeinverfügung: 
 

1. Die Überwachungszone umfasst im Landkreis Nordhausen die Gemeinde Sollstedt mit allen 
Ortsteilen (Rehungen und Wülfingerode). 
 

2. Es werden für die Gemeinde Sollstedt nachstehende Seuchenbekämpfungsmaßnahmen 
angeordnet:  

 
a) Anzeigepflicht: Alle Geflügelhalter und in Gefangenschaft gehaltene vogelhaltende Betriebe im 

Landkreis Nordhausen, die ihrer Pflicht zur Meldung des gehaltenen Geflügels bisher noch nicht 
nachgekommen sind, haben diese unverzüglich beim Landratsamt Nordhausen, Fachbereich 
Veterinärwesen, OT Bielen, Alte Leipziger Straße 50, 99734 Nordhausen, anzuzeigen.  
(Art. 71 VO (EU) 2016/429 i. V. m. § 21 Abs. 5 und § 27 Abs. 3 GeflPest-SchV) 
 

b) Eigenüberwachung: Alle Tierhalter haben Ihren Bestand verstärkt zu überwachen, indem das Geflügel 
bzw. die gehaltenen Vögel einmal am Tag auf Veränderungen zu prüfen sind (gesteigerte Todesrate, 
verringerte Beweglichkeit der Tiere, signifikanter Anstieg oder Rückgang der Produktionsdaten). Jede 
erkennbare Änderung ist dem Veterinäramt unverzüglich mitzuteilen (Telefon: 03631/9113601 oder 
E-Mail: veterinaeramt@lrandh.thueringen.de). 
(Art. 25 Abs. 1 b) und Art. 40 VO(EU) 2020/687) 
 

c) Schadnagerbekämpfung: Geflügelhaltende und in Gefangenschaft gehaltene vogelhaltende Betriebe 
haben Maßnahmen zur Bekämpfung von Nagetieren sowie anderer Seuchenvektoren im Betrieb und 
um den Betrieb herum ordnungsgemäß anzuwenden und hierüber Aufzeichnungen zu führen.  
(Art. 25 Abs. 1 c) und Art. 40 VO(EU) 2020/687) 
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d)  Biosicherheitsmaßnahmen: Geflügelhaltende Betriebe haben an allen Zufahrts- und Abfahrtswegen
 täglich Desinfektionsmaßnahmen durchzuführen. Hierzu sind die auf der Webseite der DVG unter 
https://www.desinfektion-dvg.de gelisteten Desinfektionsmittel für Stallungen zu verwenden. 
(Art. 25 Abs. 1 d) und Art. 40 VO(EU) 2020/687) 
Ein- und Ausgänge zu den Ställen oder die sonstigen Standorte sind gegen unbefugten Zutritt oder 
unbefugtes Befahren zu sichern.  
Ställe und sonstige Standorte dürfen von betriebsfremden Personen nur mit betriebseigener 
Schutzkleidung der Einwegschutzkleidung betreten werden. Diese ist nach dem Verlassen abzulegen 
und bei Mehrwegschutzkleidung regelmäßig bei mind. 60°C zu waschen, Einwegschutzkleidung ist 
nach Gebrauch unschädlich in einer vor unbefugtem Zugriff geschützten Restmülltonne zu entsorgen. 
Schutzkleidung von Betriebsangehörigen ist ebenfalls nach Gebrauch unverzüglich zu reinigen und 
zu desinfizieren bzw. Einwegschutzkleidung ist nach Gebrauch unverzüglich unschädlich in einer vor 
unbefugtem Zugriff geschützten Restmülltonne zu entsorgen.  
Nach jeder Ein- oder Ausstallung von Geflügel sind die dazu eingesetzten Gerätschaften und der 
Verladeplatz zu reinigen und zu desinfizieren und nach jeder Ausstallung sind die frei gewordenen 
Ställe einschließlich der dort vorhandenen Einrichtungen und Gegenstände zu reinigen und zu 
desinfizieren. 
Fahrzeuge, Maschinen und sonstige Gerätschaften, die in der Geflügelhaltung eingesetzt und in 
mehreren Ställen und von mehreren Betrieben gemeinsam benutzt werden, sind jeweils vor der 
Benutzung in einem anderen Stall bzw. bei Benutzung in mehreren Betrieben im abgebenden Betrieb 
vor der Abgabe zu reinigen und zu desinfizieren.  
Der Raum, der Behälter oder die sonstigen Einrichtungen zur Aufbewahrung verendeten Geflügels 
sind nach jeder Abholung zu reinigen und zu desinfizieren.  
Es ist eine betriebsbereite Handwaschgelegenheit sowie eine Einrichtung zum Wechseln und Ablegen 
der Kleidung und zur Desinfektion der Schuhe vorzuhalten.  
Vor dem Betreten und nach dem Verlassen der Stallungen sind die Hände zu reinigen und 
anschließend zu desinfizieren.  
Es ist eine strikte Trennung von Straßen- und Stallkleidung einzuhalten.  
Schuhe sind bei Betreten und Verlassen der Stallung zu reinigen und zu desinfizieren.   
(Art. 25 Abs. 1 e) und Art. 40 VO(EU) 2020/687 i.V.m. § 21 Abs. 6 Nr. 2 und § 27 Abs. 4 Nr.2. und § 6 
Abs. 1 GeflPestSchV) 
 

e) Aufzeichnungspflicht: Geflügelhaltende und in Gefangenschaft gehaltene vogelhaltende Betriebe 
haben eine vollständige Aufzeichnung über Personen  zu führen, die den Betrieb besuchen, und 
dem Veterinäramt auf  Anfrage zur Verfügung zu stellen. Das gilt nicht für Besucher, die bei einem 
geschlossenen System keinen Zugang zu Tierhaltung hatten. Die Aufzeichnung ist mindestens 2 
Jahre aufzubewahren. 
(Art. 25 Abs. 1f) und Abs. 2 und Art. 40 VO(EU) 2020/687) 

 
f) Tierkörperbeseitigung: Alle Tierhalter haben ganze Tierkörper und Teile von toten oder getöteten 

gehaltenen Vögeln als Material der Kategorie 2 nach den Vorgaben der VO (EU) 1069/2009 bei 
folgenden beauftragten Entsorgungsunternehmen ordnungsgemäß zu beseitigen: 
SecAnim GmbH/Niederlassung Elxleben Riedfeld 7 99189 Elxleben 
036201-59540, 036201-66110 
(Art. 25 Abs. 1 g) und Abs. 2 und Art. 40 VO(EU) 2020/687) 

 
g)  Freilassen von Vögeln: Niemand darf gehaltene Vögel zur Aufstockung des Wildvogelbestandes 

freilassen.  
(Art. 71 VO(EU) 2016/429 i.V.m. § 21 Abs. 6 Nr. 4 und § 27 Abs. 4 Nr. 3 GeflPestSchV) 

 
h) Veranstaltungen: Die Durchführung von Geflügelausstellungen, Geflügelmärkten oder 

Veranstaltungen ähnlicher Art ist verboten. 
(Art. 71 VO (EU) 2016/429 i.V.m. § 21 Abs. 6 Nr. 6 und § 27 Abs. 4 Nr. 4 GeflPestSchV) 

 
i) Der Fachbereich Veterinärwesen führt in den Beständen stichprobenweise klinische Untersuchungen, 

Dokumentenkontrollen und eine Kontrolle der Umsetzung der Biosicherheitsmaßnahmen durch und 
nimmt erforderlichenfalls Proben zum Ausschluss der Aviären Influenza (Art. 26 VO EU) 2020/687).  
Der Fachbereich Veterinärwesen kann die Tötung und unschädliche Beseitigung in der Sperrzone 
gehaltener Vögel anordnen, soweit dies aus Gründen der Tierseuchenbekämpfung erforderlich ist 
(Art. 22 VO (EU) 2020/687). 
Die Maßnahmen sind zu dulden. 
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3. Die sofortige Vollziehung der in den Nummern 1. und 2. getroffenen Regelungen wird 
angeordnet. 

 
4. Diese Allgemeinverfügung ergeht unter dem Vorbehalt des Widerrufes und gilt bis auf 

Weiteres. 
 

5. Diese Allgemeinverfügung gilt an dem auf die ortsübliche Bekanntmachung folgenden Tag als 
bekannt gegeben.  

 
6. Die Kosten der Allgemeinverfügung übernimmt das Land Thüringen.  

 
Begründung 
 
I. Sachverhalt 
 
Am 02. Februar 2023 wurde im Landkreis Eichsfeld bei in Gefangenschaft gehaltenen Vögeln in der Gemeinde 
Niederorschel der Ausbruch der hochpathogenen Geflügelpest (HPAI) sowie ein Ausbruch bei einem 
Wildvogel (Kormoran) am Birkunger Stausee amtlich festgestellt.  
Um den Ausbruchsbestand wurde eine Schutzzone von 3 km sowie eine Überwachungszone von 10 km 
festgelegt.   
Die Überwachungszone erstreckt sich bis in den Landkreis Nordhausen. 
Bei der hochpathogenen aviären Influenza (AI, Geflügelpest, HPAI) handelt es sich um eine virale 
Infektionskrankheit. Diese ist für Vögel hochansteckend und kann mit schweren allgemeinen 
Krankheitszeichen einhergehen. Bei Hühnern und Puten können innerhalb weniger Tage bis zu 100 % der 
Tiere erkranken und verenden. Bei Wassergeflügel verläuft die Erkrankung hingegen oft milde oder komplett 
symptomlos, wird aber durch diese oft unerkannt weitergetragen. 
Um eine Ausbreitung der Tierseuche zu verhindern, hat der Gesetzgeber daher unverzügliche Seuchen-
bekämpfungsmaßnahmen vorgesehen. Oberste Priorität hat der Schutz der Nutzgeflügelbestände vor einem 
Eintrag und der möglichen weiteren Verbreitung der HPAIV Infektion. 
 
II. Rechtliche Begründung 
 
Der Fachbereich Veterinärwesen des Landkreises Nordhausen ist sachlich und örtlich für den Vollzug der 
Tierseuchenbekämpfung, hier Geflügelpest zuständig. Die sachliche Zuständigkeit richtet sich nach den 
Vorgaben von § 1 Absatz 2 des Thüringer Ausführungsgesetzes zum Tiergesundheitsgesetz (ThürTierGesG). 
Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 3 Abs.1 Nr. 2 des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(ThürVwVfG). 
 
Zu Nummer 1 bis 2: 
 
Die Bekämpfung der hochpathogenen Geflügelpest (Hochpathogene Aviäre Influenza-HPAI) ist im EU-Recht 
in der VO (EU) 2016/429 und der VO (EU) 2020/687 geregelt. 
Art. 71 der VO (EU) 2016/429 eröffnet den Mitgliedstaaten die Möglichkeit, zusätzlich zu den Seuchen-
bekämpfungsmaßnahmen nach europäischem Recht nationale Maßnahmen festzulegen, sofern die 
nationalen Maßnahmen dem europäischem Recht genügen und zur Bekämpfung der Ausbreitung der Seuche 
erforderlich und verhältnismäßig ist. Die nationale Geflügelpest-Verordnung (GeflP-VO) gilt somit in allen 
Teilen weiter, sofern sie nicht geringere Anforderungen als das europäische Recht stellt oder diesem 
widerspricht und die Maßnahmen erforderlich und verhältnismäßig sind. 
Bei der Geflügelpest handelt es sich um eine bekämpfungspflichtige Tierseuche der Kategorie A nach Art. 5 
Abs. 1 iv) i. V. m. Art. 9 Abs. 1 a) VO (EU) 2016/429 i. V. m. Art. 1 Nr. 1 und Art. 2 i. V. m. dem Anhang der 
VO (EU) 2018/1882. Somit gelten die dazu vorgeschriebenen Seuchenbekämpfungsmaßnahmen. Der 
Fachbereich Veterinärwesen kann gemäß Art. 23 Buchst. c der VO (EU) 2020/687 im erforderlichen Umfang 
und nach Durchführung einer Risikobewertung Ausnahmen von den Bestimmungen hinsichtlich der 
Maßnahmen zur Anwendung in Sperrzonen gewähren, falls der Ausbruch in einem Betrieb mit bis zu 50 in 
Gefangenschaft gehaltenen Vögeln stattfindet. Die Risikobewertung des Veterinäramtes des 
Eichsfeldkreises ergab, dass die Verschleppungsgefahr, die von dem Ausgangsbestand ausgeht, als 
beherrschbar eingestuft werden kann. 
Ist die Geflügelpest in einem geflügelhaltenden Betrieb amtlich festgestellt, so legt die zuständige Behörde 
eine Sperrzone, bestehend aus einer Schutzzone von mindestens 3 km Radius um den Ausbruchsbetrieb und 
einer Überwachungszone von mindestens 10 km Radius um den Ausbruchsbetrieb, fest. 
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Bei der Risikobewertung und der Festlegung der Gebiete berücksichtigt die zuständige Behörde das 
Seuchenprofil, die geografische Lage auch in Bezug auf Wildvogelgebiete, ökologische und hydrologische 
Faktoren, Witterungsverhältnisse, Vektoren, die Ergebnisse durchgeführter epidemiologischer 
Untersuchungen, Ergebnisse von Labortests, Seuchenbekämpfungsmaßnahmen und sonstige relevante 
epidemiologische Faktoren, soweit bekannt (Art. 64 Abs. 1 VO (EU) 2016/429), Strukturen des Handels und 
der örtlichen Geflügelhaltungen, das Vorhandensein von Schlachtstätten sowie natürliche Grenzen und 
Überwachungsmöglichkeiten und das Vorhandensein von Verarbeitungsbetrieben für Material der Kategorie 
1 oder 2, soweit bekannt. 
Bei der Geflügelpest handelt es sich um eine hochansteckende Erkrankung, die durch ihre Übertragbarkeit 
auf Vögel verschiedenster Arten insbesondere die Nutzgeflügelbestände gefährdet. Um eine Verbreitung 
dieser Tierseuche wirksam zu verhindern, war es erforderlich, die Überwachungszone in der unter Punkt 1 
dieser Verfügung genannten Größe festzulegen. Die Festlegung kleinerer Restriktionszonen kam im Interesse 
einer wirkungsvollen Seuchenbekämpfung nicht in Betracht. 
 
Geflügelpest ist für Hausgeflügel hochansteckend und führt bei den betroffenen Tieren zu starken Leiden und 
Schäden bis hin zum Tod. Der Ausbruch einer Tierseuche bedroht, wenn auch in unterschiedlicher 
Ausprägung, immer auch Nachbarbestände der Region und kann in dem Zusammenhang mit hohen 
wirtschaftlichen Verlusten und Handelssanktionen verbunden sein.  
Diese Einschränkungen und Verluste entstehen nicht nur den betroffenen Betrieben selbst, sondern betreffen 
auch die Bürger und Betriebe im Umkreis des Ausbruchsortes. 
Kranke Tiere scheiden den Erreger massenhaft mit dem Kot sowie mit Schleim oder Flüssigkeit aus Schnabel 
und Augen aus. Bei direktem Kontakt stecken sich andere Tiere durch Einatmen oder Aufpicken von 
virushaltigem Material an. Auch Eier, die von infizierten Tieren gelegt werden, können virushaltig sein. Auch 
kranke oder an Geflügelpest verendete Tiere sowie deren Ausscheidungen, insbesondere Kot können 
Infektionsquelle und Ausgangspunkt für eine Weiterverbreitung sein. Im vorliegenden Fall wird der Kontakt zu 
auf dem Gelände des Betriebes sich aufhaltenden Wildenten als Infektionsquelle angesehen. 
Die Ausbreitung der aviären Influenza muss zum Schutz der Tiergesundheit, der landwirtschaftlichen Betriebe 
und der menschlichen Gesundheit wirksam unterbunden werden. Bei Ausbruch der Geflügelpest hat der 
Gesetzgeber daher unverzügliche Seuchenbekämpfungsmaßnahmen festgelegt. Die Maßnahmen zum 
Schutz vor einer Verschleppung der Seuche müssen, um die Ausbreitung der Tierseuche wirksam zu 
verhindern, sofort ergriffen werden. 
Bei Ausbruch der hochpathogenen Aviären Influenza (Geflügelpest) als Seuche der Kategorie A hat die 
Veterinärbehörde entsprechend den angegebenen Rechtsgrundlagen unverzüglich verschiedene 
Seuchenbekämpfungsmaßnahmen anzuordnen. Da eine Verschleppung des Virus auch indirekt erfolgen 
kann, z.B. durch kontaminierte (verunreinigte) Fahrzeuge, Personen, Geräte, Verpackungsmaterial, Kontakt 
zu Wildvögeln usw. wurde ein besonderer Schwerpunkt auf zusätzliche Hygienemaßnahmen gelegt. 
Alle auch sonstig getroffenen Anordnungen in Punkt 2 des Tenors sind als Maßnahmen aus sich heraus 
verständlich. Teilweise handelt es sich um ohnehin bestehende rechtliche Verpflichtungen (Anzeigepflicht, 
Bestandregister). Die getroffenen Maßnahmen sind geeignet, erforderlich, angemessen und damit 
verhältnismäßig, um die Geflügelpest schnellstmöglich und wirksam zu bekämpfen. 
 
Zu Nummer 3: 
 
Die Anordnung der sofortigen Vollziehung erfordert ein besonderes Vollzugsinteresse. Die sofortige 
Vollziehung der Maßnahmen in den Nummern 1 und 2 des Tenors wird gem.  § 80 Abs. 2 Nr. 4 der VwGO 
angeordnet, da es sich bei der Geflügelpest um eine hochansteckende und leicht übertragbare Tierseuche 
handelt, die bei Ausbruch mit hohen wirtschaftlichen Schäden und weitreichenden Handelsrestriktionen 
einhergeht. Die Maßnahmen zum Schutz vor der Verschleppung der Seuche müssen daher sofort und ohne 
eine zeitliche Verzögerung greifen. Es liegt im besonderen öffentlichen Interesse, dass die zur wirksamen 
Seuchenbekämpfung erforderlichen Maßnahmen ohne zeitlichen Verzug durchgeführt werden können. 
Diesem besonderen öffentlichen Interesse stehen keine vorrangigen oder gleichwertigen Interessen des 
Tierhalters gegenüber, die es rechtfertigen könnten, die Wirksamkeit der Allgemeinverfügung bis zu einer 
zeitlich noch nicht absehbaren unanfechtbaren Entscheidung über einen möglichen Widerspruch 
hinauszuschieben. Insofern überwiegt das öffentliche Interesse an der sofortigen Vollziehung ein 
entgegenstehendes privates Interesse an der aufschiebenden Wirkung eines Widerspruchs. 
 
Zu Nummer 4: 
 
Um die jeweils aktuelle Tierseuchenlage berücksichtigen zu können, bleibt der Widerruf der 
Allgemeinverfügung vorbehalten. 
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Zu Nummer 5: 
 
Diese Allgemeinverfügung wird auf der Grundlage des § 41 Abs. 3 Satz 2 Thüringer 
Verwaltungsverfahrensgesetz (ThürVwVfG) öffentlich bekannt gegeben. Dabei war zu berücksichtigen, dass 
der Adressatenkreis so groß ist, dass er, bezogen auf Zeit und Zweck der Regelung, vernünftigerweise nicht 
in Form einer Einzelbekanntgabe angesprochen werden kann. 
Von einer Anhörung wurde gemäß § 28 Abs. 2 Nr. 4 ThürVwVfG abgesehen. lm Rahmen der 
Ermessensentscheidung war zu berücksichtigen, dass bei der vorliegenden Sachlage die Anhörung der 
Betroffenen nicht zu einer anderen Beurteilung der Dinge geführt hätte. 
Entsprechend § 41 Abs. 4 Sätze 3 und 4 ThürVwVfG gilt die Allgemeinverfügung zwei Wochen nach der 
ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben. In einer Allgemeinverfügung kann ein hiervon 
abweichender Tag, jedoch frühestens der auf die Bekanntmachung folgende Tag, bestimmt werden. Von 
dieser Ermächtigung wurde Gebrauch gemacht, da die tierseuchenrechtliche Anordnung keinen Aufschub 
duldet. 
 
Zu Nummer 6: 
 
Die Kostenentscheidung ergeht nach § 28 Nr. 1 ThürTierGesG.  
 
Rechtsbehelfsbelehrung  
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Widerspruch beim 
Landratsamt Nordhausen, Behringstraße 3, 99734 Nordhausen erhoben werden. Dafür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung: 
1. Schriftlich oder zur Niederschrift: 
Der Widerspruch kann schriftlich oder zur Niederschrift beim Landratsamt Nordhausen, Behringstraße 3, 
99734 Nordhausen oder bei einer anderen Außenstelle des Landratsamtes Nordhausen erhoben werden.  
2. Auf elektronischem Weg: 
Der Widerspruch kann auch durch De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem 
De-Mail-Gesetz erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: info@lrandh.de-mail.de. 
 
Nordhausen, den 08.02.2023 
Jendricke, Landrat  
 
Hinweise: 
 
Definitionen: 
 
„Geflügelhaltung“: betrieblich-kommerzielle Haltung zur Erzeugung von Fleisch, Eiern 
„in Gefangenschaft gehaltene Vögel“: nicht kommerzielle Haltung (Eigenbedarf, auch Zucht/Rassegeflügel) 
„Vögel“: umfasst hier Geflügel im biologischen Sinn und/oder andere Vögel) 
 
• Zuwiderhandlungen gegen diese Anordnungen stellen Ordnungswidrigkeiten im Sinne von § 32 Abs.  2 Nr. 3 
i.V.m. Abs. 3 des TierGesG dar. Diese können mit einem Bußgeld in Höhe von bis zu 30.000 € geahndet 
werden 
• Von einer generalisierten Aufstallpflicht wird nach Abwägung aller Vor- und Nachteile zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt (noch) abgesehen; dennoch empfehlen wir sämtlichen Tierhaltern von Geflügel und gehaltenen 
Vögeln im Landkreis die freiwillige Aufstallung. Dies gilt insbesondere für: größere gewerbliche Geflügelhalter 
und Haltungen in Nähe zu Gewässern, Flüssen, Bachläufen und anderen Aufenthaltsorten von Wild- und 
Wassergeflügel. 
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Nr. 8:  
Bekanntmachung des Landratsamtes Nordhausen: Rettungsdienstbereichsplan für  

den Landkreis Nordhausen 
 

Stand: 10.11.2022 
Inkrafttreten: 01.03.2023 

 
Anlage 1:    Standorte der Rettungswachen, Rettungsmittelvorhaltung 
Anlage 1a: Versorgungsbereiche der Rettungswachen; Notarzteinsatzbereich 
Anlage 1b: Vertrag über die gegenseitige Hilfe im Rettungsdienst mit dem LK GÖ (hier nicht abgedruckt) 
Anlage 2:    Kartendarstellung der Rettungswachenbereiche 
Anlage 3:  Maßnahmenplan zur Bewältigung von größeren Notfallereignissen (hier nicht abgedruckt) 
 
Auf der Grundlage des § 5 Abs.1 i.V.m. § 12 Thüringer Rettungsdienstgesetz (ThürRettG) vom 16. Juli 2008 
(GVBl. Nr.  S. 233) zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29.07.2018 (GVBl. Nr.8 S. 317) und 
des Beschlusses des Bereichsbeirates für den Rettungsdienstbereich Nordhausen vom 09.11.2022 erlässt 
der Landkreis Nordhausen als Aufgabenträger des bodengebundenen Rettungsdienstes einschließlich der 
Berg- und Wasserrettung unter Mitwirkung des Rettungsdienstbereichsrates folgende Fortschreibung des 
Rettungsdienstbereichsplanes: 
 
1. Geltungsbereich, Aufgabenbereich, Aufgabenträger 
 
Der Rettungsdienstbereichsplan bildet die Grundlage für eine flächendeckende, bedarfsgerechte und 
wirtschaftliche medizinische Versorgung der Bevölkerung mit Leistungen des Rettungsdienstes im 
Rettungsdienstbereich des Landkreises Nordhausen. 
 
Der Rettungsdienst im Rettungsdienstbereich des Landkreis Nordhausen führt gem. § 4 Abs. 1 ThürRettG die 
Notfallrettung und den Krankentransport durch; er wird in Form des bodengebundenen Rettungsdienstes 
einschließlich der Berg- und Wasserrettung sowie der Luftrettung erbracht. 
 
Weiterhin kann der Rettungsdienst lebenswichtige Medikamente, Blutkonserven, Organe und ähnliche Güter 
befördern, soweit sie zur Versorgung von Notfallpatienten dienen sollen. 
Aufgabenträger des bodengebundenen Rettungsdienstes im Rettungsdienstbereich des Landkreises 
Nordhausen ist gem. § 5 Abs. 1 ThürRettG der Landkreis Nordhausen. Dieser stellt den bodengebundenen 
Rettungsdienst, mit Ausnahme der notärztlichen Versorgung, im Rettungsdienstbereich sicher. 
 
2.   Einsatz der Rettungsmittel 
 
Grundsätzlich wird die Nächste-Fahrzeug-Strategie angewendet. Sie besteht in dem Einsatz des dem 
Notfallort zeitlich nächstbefindlichen, geeigneten Rettungsmittels. 
 
Der bodengebundene Rettungsdienst im Rettungsdienstbereich des Landkreises Nordhausen wird 
grundsätzlich nach der Zuweisungsstrategie durchgeführt, d.h. dass für die Notfallrettung und den 
Krankentransport gesonderte Rettungsmittel vorgehalten werden.  
 
Der Krankentransport dient dem Transport von Patienten unter fachgerechter Betreuung und ist im Gegensatz 
zur Notfallrettung grundsätzlich planbar. In Ausnahmefällen können Rettungstransportwagen (RTW) zu 
Krankentransportfahrten eingesetzt werden. Hierbei hat die Leitstelle die grundsätzliche Absicherung der 
Notfallrettung zu berücksichtigen. 
 
Der Notarzteinsatz erfolgt in Form des Rendezvoussystems. Hier fährt der Notarzt mit dem 
Notarzteinsatzfahrzeug (NEF) unabhängig vom Rettungstransportwagen (RTW) zum Einsatzort.  
 
3.   Zentrale Leitstelle 
 
Die für den Rettungsdienstbereich des Landkreises Nordhausen zuständige Leitstelle ist die Zentrale Leitstelle 
des Landkreises Nordhausen und Kyffhäuserkreis mit Sitz in der Dr.-Robert-Koch-Str. 40 in 99734 
Nordhausen. 
Die Zentrale Leitstelle ist ständig erreichbar über: 
 
- Notruf 112 
- öffentlicher Telefonanschluss: 03631 / 8938-0 
- Fax: 03631 / 8938-17 
- Notfallfax: 03631 / 8938-16 
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Die Leitstelle ist gem. § 14 Abs. 4 ThürRettG rund um die Uhr mit mindestens zwei Einsatzsach-
bearbeitern/innen besetzt. 
Die Aufgaben und Befugnisse der Zentralen Leitstelle im Rettungsdienst, Brandschutz und 
Katastrophenschutz richten sich nach § 14 Abs. 1 bis 3 ThürRettG i.V.m. Ziff. 4.1 des 
Landesrettungsdienstplanes des Freistaates Thüringen (LRDP) vom 29. April 2009 (ThürStAnz Nr. 20/2009 
S. 827 ff.), zuletzt geändert durch die Bekanntmachung des Thüringer Innenministeriums vom 29. Juli 2019 
(ThürStAnz Nr. 30/2019 S. 1160 - 1165). 
 
4.   Durchführung des Rettungsdienstes  
 
Die Durchführung des Rettungsdienstes i.S. des § 6 des Thüringer Rettungsdienstgesetzes (ThürRettG) 
wurde dem Rettungsdienst Zweckverband Nordhausen übertragen. 
 
Sitz des Rettungsdienst Zweckverbandes Nordhausen ist das Landratsamt Nordhausen, Grimmelallee 23, 
99734 Nordhausen. Vorsitzender ist der Landrat des Landkreises Nordhausen. 
 
5.   Standorte der Rettungswachen, Rettungsmittelvorhaltung 
 
Zur Gewährleistung der rettungsdienstlichen Vorhaltung unter dem Aspekt der medizinischen-
organisatorischen und wirtschaftlichen Einheit (§ 4 Abs. 2 ThürRettG) unter Beachtung der festgelegten 
Hilfsfristen gem. Landesrettungsdienstplan (LRDP) sind Rettungswachen und Rettungsmittelstandorte gem. 
Anlage 1 im Landkreis Nordhausen verteilt. 
 
6.   Ausstattungen der Rettungswachen und Rettungsmittel und deren personelle Besetzung 
 
Die Ausstattung der Rettungswachen, die eingesetzten Rettungsmittel im bodengebundenen Rettungsdienst 
sowie die personelle Besetzung (vgl. Anlage 1) erfolgt nach den jeweils geltenden Vorschriften des Thüringer 
Rettungsdienstgesetzes in Verbindung mit dem Landesrettungsdienstplan. 
 
7.   Versorgungsbereiche der Rettungswachen; Notarzteinsatzbereich 
 
Die Versorgungsbereiche der Rettungswachen werden unter Beachtung der Grundlagen in Ziff. 3 LRDP 
(Hilfsfristen) festgelegt und sind in der Anlage 1a aufgeführt. Der Notarzteinsatzbereich umfasst den Landkreis 
Nordhausen. 
 
8.   Zusammenarbeit mit benachbarten Rettungsdienstbereichen 
 
Es wird mit den benachbarten RD-Bereichen eine bereichsübergreifende Zusammenarbeit gem. § 11 Abs. 2 
ThürRettG praktiziert. Insbesondere kommt der Rettungstransportwagen (RTW) der Rettungswache (RW) 
Ellrich regelmäßig im Landkreis Göttingen (Altkreis Osterode am Harz), (Nds.) im Bereich Zorge, Walkenried, 
Wieda und Bad Sachsa, zum Einsatz. Im Gegenzug sichert der RTW der RW Bad Sachsa die Orte 
Mackenrode, Limlingerode, Klettenberg und Branderode ab. Hier arbeiten die Leitstelle Nordhausen und die 
zuständige Leitstelle des Landkreises Göttingen eng zusammen und stimmen die Einsätze miteinander ab. 
Weiterhin wird der RTW der Rettungswache Bernterode (LK Eichsfeld) zu Notfällen in Wülfingerode und 
Rehungen angefordert. 
 
9.   Ärztlicher Leiter Rettungsdienst / Notärzte 
 

a.   Ärztlicher Leiter Rettungsdienst 
 
Gemäß § 13 des Thüringer Rettungsdienstgesetzes bestellt der Landkreis Nordhausen einen Ärztlichen 
Leiter Rettungsdienst. Dieser überwacht insbesondere die Organisation und den Ablauf der Notfallrettung 
und nach § 3 Abs. 3 ThürRettG die Weiterbildung des nichtärztlichen Personals. 
 
b.   Notärzte 
 
Die Kassenärztliche Vereinigung Thüringen stellt lt. § 7 Abs. 1 ThürRettG die bedarfsgerechte und 
flächendeckende notärztliche Versorgung im bodengebundenen Rettungsdienst sicher. 

 
10.   Größere Notfallereignisse 
 
Größere Notfallereignisse gemäß § 17 Abs. 1 ThürRettG i.V.m. Ziff. 8.1 LRDP sind Ereignisse unterhalb der 
Katastrophenschwelle mit mehreren Verletzten oder Erkrankten, bei denen die Tätigkeiten des eingesetzten 
Personals koordiniert werden müssen. 
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Bei einem Massenanfall von Verletzten und Erkrankten (MANV) ist der Landkreis Nordhausen nicht in der 
Lage, die Versorgung von Betroffenen mit den vorgehaltenen Rettungsmitteln der Notfallrettung 
sicherzustellen. Es sind aus benachbarten Rettungsdienstbereichen weitere Rettungsmittel bzw. weitere 
Luftrettungsmittel anzufordern, wenn die eigenen Kräfte und Mittel nicht reichen oder nicht zeitgerecht 
verfügbar sein können. 
Bei Großschadenereignissen mit einer größeren Anzahl von Verletzen und Erkrankten sind unverzüglich 
Rettungsmittel aus den benachbarten Rettungsdienstbereichen anzufordern. Geplante bzw. angemeldete 
Krankentransporte sind zurückzustellen. 
 
Bei einem Großschadensereignis ist in jedem Fall ein Einsatzabschnitt  Rettungsdienst zu bilden. Die 
Leitung des Einsatzabschnittes hat der diensthabende Leitende Notarzt (LNA). Er berät die Einsatzleitung bei 
medizinischen und medizinisch-organisatorischen Fragen. Ihm steht der diensthabende Organisatorische 
Leiter (OrgL) zur Seite. Der OrgL ist für die rettungsdienstlichen und rettungsdienstlich-organisatorischen 
Maßnahmen zuständig.  
 
Weitere Maßnahmen regelt der „Maßnahmenplan zur Bewältigung von größeren Notfallereignissen im Bereich 
Rettungsdienst des Landkreises Nordhausen (Anlage 3).  
 
11.   Prüfung und Fortschreibung 
 
Die Prüfung und ggf. Fortschreibung dieses Planes muss gem. Ziff. 10.3 LRDP mindestens in einem Abstand 
von zwei Jahren erfolgen. 
 
12.   In-Kraft-Treten 
 
Die Fortschreibung des Rettungsdienstbereichsplanes tritt einen Tag nach seiner Veröffentlichung im 
Amtsblatt des Landkreises Nordhausen aber frühestens ab 01.03.2023 in Kraft. 
 
Genehmigungsvermerk 
 
Das Landesverwaltungsamt Thüringen hat den vorliegenden Rettungsdienstbereichsplan nebst Anlagen mit 
Schreiben vom 30.01.2023 fachlich gewürdigt und keine Bedenken geäußert. 
 
Nordhausen, den 02.02.2023 
gez. Jendricke, Landrat 
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Anlage 1: Standorte der Rettungswachen, Rettungsmittelvorhaltung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anlage 1a: Versorgungsbereiche der Rettungswachen; Notarzteinsatzbereich 
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Anlage 2: Kartendarstellung der Rettungswachenbereiche 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Nr. 9:  
Bekanntmachung des Landratsamtes Nordhausen (Kommunalaufsicht) zur Bestimmung des 

Wahltermins für die Wahl des/der Ortschaftsbürgermeisters/in der Ortschaft Kraja der Landgemeinde 
Stadt Bleicherode 

 
Hiermit gibt das Landratsamt Nordhausen bekannt: 
 
Für die Wahl des/der Ortschaftsbürgermeisters/in der Ortschaft Kraja der Landgemeinde Stadt Bleicherode 
wurde durch das Landratsamt Nordhausen als Wahltermin 
 
Sonntag, der 04. Juni 2023 
 
bestimmt. Eine gegebenenfalls erforderliche Stichwahl findet am Sonntag, den 18. Juni 2023 statt. 
 
Der/die Ortschaftsbürgermeister/in wird für den Rest der laufenden gesetzlichen Amtszeit des Landgemeinde-
/Stadtrates der Landgemeinde Stadt Bleicherode gewählt. 
 
Nordhausen, den 25.01.2023 
Jendricke, Landrat 
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Nr. 10: 
Bekanntmachung des Landratsamtes Nordhausen:  

Antrag auf Erteilung einer Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung, Gemarkung Herrmannsacker 
 
Das Landratsamt Nordhausen gibt bekannt, dass die Thüringer Fernwasserversorgung, Haarbergstraße 37, 
99097 Erfurt, einen Antrag auf Erteilung einer Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung für die bestehende 
wasserwirtschaftlichen Anlagen (Grundwasserbeobachtungsrohre des HRB Iberg mit Zufahrt) in der 
Gemarkung Herrmannsacker mit einer Schutzstreifenbreite von 1 m um den Messpunkt gemäß § 9 Abs. 4 
Grundbuchbereinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2182, 2192) gestellt hat. 
 
Die von der Anlage betroffenen Grundstückseigentümer der  
 
Gemarkung Herrmannsacker, 
Flur 9,  
Flurstücke:  68, 12 und 13/2, 
 
können den eingereichten Antrag sowie die beigefügten Unterlagen innerhalb von 4 Wochen vom Tag dieser 
Bekanntmachung an beim Landratsamt Nordhausen, Untere Wasserbehörde, Behringstraße 3, Zimmer 305, 
während der Öffnungszeiten einsehen.  
 
Die Untere Wasserbehörde erteilt die Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung nach Ablauf der 
Auslegungsfrist gem. § 9 Abs. 4 GBBerG in Verbindung mit § 7 Abs. 4 und 5 Sachenrechts-
Durchführungsverordnung (SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I S. 3900).  
 
Widersprüche können innerhalb eines Monats nach Bekanntmachung schriftlich oder mündlich zur 
Niederschrift beim Landratsamt Nordhausen, Behringstraße 3, 99734 Nordhausen, erhoben werden. Dafür 
stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung: 
 
1. Schriftlich oder zur Niederschrift: 
Der Widerspruch kann schriftlich oder zur Niederschrift beim Landratsamt Nordhausen, Behringstraße 3, 
99734 Nordhausen, oder bei einer anderen Außenstelle des Landratsamtes Nordhausen erhoben werden.  
 
2. Auf elektronischem Weg: 
Der Widerspruch kann auch durch De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem 
De-Mail-Gesetz erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: info@lrandh.de-mail.de. 
 
Da eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit bereits gemäß § 9 Abs. 1 Grundbuchbereinigungsgesetz 
entstanden ist, kann ein Widerspruch nicht damit begründet werden, dass kein Einverständnis mit der 
Belastung des Grundbuches erteilt wird. Ein zulässiger Widerspruch kann nur darauf gerichtet sein, dass die 
von dem antragstellenden Unternehmen dargestellte Lage der wasserwirtschaftlichen Anlage nicht richtig ist. 
 
Jendricke 
Landrat     Siegel  
 
 
 

Nr. 11: 
Bekanntmachung des Landratsamtes Nordhausen:  

Antrag auf Erteilung einer Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung, Gemarkung Steigerthal 
 
Das Landratsamt Nordhausen gibt bekannt, dass die Thüringer Fernwasserversorgung, Haarbergstraße 37, 
99097 Erfurt, einen Antrag auf Erteilung einer Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung für die bestehende 
wasserwirtschaftlichen Anlagen (Grundwasserbeobachtungsrohre des HRB Iberg und Höhenmesspunkte) in 
der Gemarkung Steigerthal mit einer Schutzstreifenbreite von 1 m um den Messpunkt gemäß § 9 Abs. 4 
Grundbuchbereinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2182, 2192) gestellt hat. 
 
Die von der Anlage betroffenen Grundstückseigentümer der  
 
Gemarkung Steigerthal, 
Flur 3,  
Flurstücke:  10/10, 14/4 und 248, 
 
können den eingereichten Antrag sowie die beigefügten Unterlagen innerhalb von 4 Wochen vom Tag dieser 
Bekanntmachung an beim Landratsamt Nordhausen, Untere Wasserbehörde, Behringstraße 3, Zimmer 305, 
während der Öffnungszeiten einsehen.  
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Die Untere Wasserbehörde erteilt die Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung nach Ablauf der 
Auslegungsfrist gem. § 9 Abs. 4 GBBerG in Verbindung mit § 7 Abs. 4 und 5 Sachenrechts-
Durchführungsverordnung (SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I S. 3900).  
 
Widersprüche können innerhalb eines Monats nach Bekanntmachung schriftlich oder mündlich zur 
Niederschrift beim Landratsamt Nordhausen, Behringstraße 3, 99734 Nordhausen, erhoben werden. Dafür 
stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung: 
 
1. Schriftlich oder zur Niederschrift: 
Der Widerspruch kann schriftlich oder zur Niederschrift beim Landratsamt Nordhausen, Behringstraße 3, 
99734 Nordhausen, oder bei einer anderen Außenstelle des Landratsamtes Nordhausen erhoben werden.  
 
2. Auf elektronischem Weg: 
Der Widerspruch kann auch durch De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem 
De-Mail-Gesetz erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: info@lrandh.de-mail.de. 
 
Da eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit bereits gemäß § 9 Abs. 1 Grundbuchbereinigungsgesetz 
entstanden ist, kann ein Widerspruch nicht damit begründet werden, dass kein Einverständnis mit der 
Belastung des Grundbuches erteilt wird. Ein zulässiger Widerspruch kann nur darauf gerichtet sein, dass die 
von dem antragstellenden Unternehmen dargestellte Lage der wasserwirtschaftlichen Anlage nicht richtig ist. 
 
Jendricke 
Landrat     Siegel   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Für den Inhalt der Bekanntmachungen sind die jeweils zuständigen Körperschaften bzw. Ämter und Einrichtungen verantwortlich.  
Das nächste Amtsblatt wird voraussichtlich am 08.03.2023 erscheinen. 
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